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  F R E M D E N R E C H T

In fremdenpolizeilichen 
Verfahren stehen einander 
regelmäßig die privaten 

Interessen der Betroffenen 
und das öffentliche Interesse 
an der Aufrechterhaltung ei-
nes geordneten Fremdenwe-
sens gegenüber. Rückkehr -
entscheidungen, Aufent-
haltsbeendigungen und ver-
waltungsstrafrechtliche 
Sanktionen wirken oftmals 
in bestehende familiäre Be-
ziehungen hinein.  

Das gilt insbesondere 
dann, wenn der oder die 
Fremde in Österreich in ei-
ner Partnerschaft lebt, min-
derjährige Kinder involviert 
sind oder die Unterstützung 
durch Angehörige bzw. na-
hestehende Personen Gegen-
stand eines Verwaltungs-
strafverfahrens wird. In der-
artigen Fällen wirkt Art. 8 
EMRK als verfassungs- und 
menschenrechtlicher Prü-

fungsmaßstab für die Ver-
hältnismäßigkeit fremdenpo-
lizeilicher Maßnahmen. Die 
Bestimmung vermittelt je-
doch weder einen generellen 
Anspruch auf Aufenthalt, 
noch beseitigt sie die Ver-
pflichtung zur Einhaltung 
fremdenrechtlicher Vor-
schriften. Sie verlangt viel-
mehr, dass Eingriffe in das 
Privat- und Familienleben 
auf einer gesetzlichen 
Grundlage beruhen, einem 
legitimen öffentlichen Inter-
esse dienen und im Einzel-
fall verhältnismäßig sind. 
Damit bildet Art. 8 EMRK 
im Fremdenpolizeirecht ei-
nen zentralen Maßstab für 
die Beurteilung der Verhält-
nismäßigkeit staatlicher Ein-
griffe.   

 
Der Verwaltungsgerichts-

hof hatte sich in seiner aktu-
ellen Rechtsprechung vom 

24. März 2026, Ra 
2024/17/0058, mit einer Be-
strafung nach § 120 Abs. 3 
Z 2 FPG auseinanderzuset-
zen. Der Revisionswerberin 
war vorgeworfen worden, 
ihrem Lebensgefährten den 
unbefugten Aufenthalt er-
leichtert zu haben, indem sie 
ihn in ihrer Wohnung ver-
steckt hielt. Das Landesver-
waltungsgericht Salzburg 
hatte das Straferkenntnis im 
Wesentlichen bestätigt, die 
verhängte Geldstrafe jedoch 
herabgesetzt. Die Entschei-
dung berührt damit eine 
praktisch bedeutsame 
Grenzfrage: Wo endet fami-
liäre Solidarität und wo be-
ginnt strafbare Aufenthalts-
begünstigung?   

Obwohl die außerordent-
liche Revision erfolgreich 
verlief, begründete der Ver-
waltungsgerichtshof die 
Aufhebung des verwaltungs-

gerichtlichen Erkenntnisses 
mit einem mangelhaft ge -
fassten Spruch. Für die hier 
behandelte Frage ist jedoch 
weniger dieser formale 
Aspekt maßgeblich als die 
zugrunde liegende Konstel-
lation: Die Revisionswerbe-
rin wurde nicht wegen einer 
distanzierten Unterstüt-
zungshandlung belangt, son-
dern wegen eines Verhaltens 
gegenüber ihrem Lebensge-
fährten, mit dem sie ein ge-
meinsames minderjähriges 
Kind hatte. Damit berührte 
das Verwaltungsstrafverfah-
ren einen Sachverhalt, der in 
den Schutzbereich des Art. 8 
EMRK fällt.  

 
Während Art. 8 EMRK das 

Familienleben weit versteht 
und darunter auch Lebens-
gemeinschaften fallen kön-
nen, hat sich der Gesetzge-
ber mit § 120 Abs. 9 FPG 

Familie als Prüfungsmaßstab 
 

Aktuelle Entscheidungen des VwGH verdeutlichen, wie familiäre Bindungen und der Schutz des  
Familienlebens nach Art. 8 EMRK in fremdenpolizeilichen Verfahren zu berücksichtigen sind.

Abwägung im Einzelfall: Der Verwaltungsgerichtshof befasste sich mit der Frage, welche Bedeutung familiäre Beziehungen in 
fremdenpolizeilichen Verfahren haben



für ein eng begrenztes An-
gehörigenprivileg entschie-
den, das ausschließlich Ehe-
gatten, eingetragene Partner, 
Kinder und Eltern von der 
Strafbarkeit nach § 120 Abs. 
3 FPG ausnimmt. Die Be-
stimmung beruht auf der 
Wertung, dass in diesen Be-
ziehungen typischerweise ei-
ne besondere persönliche 
Verbundenheit und Bei-
standsnähe besteht.  

Eine solche Beschrän-
kung des Angehörigenprivi-
legs steht nicht zwingend im 
Widerspruch zu Art. 8 EM-
RK. Der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrech-
te hat in der Entscheidung 
„Van der Heijden gegen die 
Niederlande“ (EGMR 
03.04.2012, 42857/05) aus-
gesprochen, dass eine 
langjährige Lebensgemein-
schaft mit gemeinsamen 
Kindern zwar Familienleben 
im Sinne des Art. 8 EMRK 
begründen kann, Staaten je-
doch grundsätzlich berech-

tigt sind, Privilegien zu be-
grenzen. Der Gesetzgeber 
darf daher Ehe oder einge-
tragenen Partnerschaften ei-
nen besonderen Status ver-
leihen und anderen Formen 
des Zusammenlebens diesen 
vorenthalten.  

Das Fehlen einer recht-
lich bindenden Vereinba-
rung zwischen der Betroffe-
nen und ihrem Lebensge-
fährten, die mit wechselseiti-
gen Rechten und Pflichten 
verbunden gewesen wäre, 
unterscheidet ihre Bezie-
hung wesentlich von jener 
verheirateter oder eingetra-
gener Paare.   

 
In einer Schlussbetrach-

tung merkt der Verwal-
tungsgerichtshof im gegen-
ständlichen Fall an, dass für 
die Betroffene eine Zwangs-
lage vorgelegen haben 
könnte, die über den ent-
schuldigenden Notstand 
gemäß § 6 VStG zu lösen 
wäre. Die vom Verwal-

tungsgerichtshof angedeute-
te Heranziehung des § 6 
VStG bedarf näherer Be-
trachtung. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichtshofes setzt 
Notstand im Sinne des § 6 
VStG eine schwere unmit-
telbare Gefahr voraus, der 
ausschließlich durch die 
strafbare Handlung begeg-
net werden kann (vgl. 
VwGH 20.04.2004, 
2003/02/0076).  

Diese enge Vorausset-
zung spricht dagegen, fami-
liäre Verbundenheit oder 
Loyalitätskonflikte inner-
halb einer Lebensgemein-
schaft ohne Weiteres als ent-
schuldigenden Notstand zu 
qualifizieren. Andernfalls 
bestünde die Gefahr, dass § 
6 VStG zur Korrektur einer 
bewussten gesetzgeberi-
schen Entscheidung heran-
gezogen wird. Der Gesetz-
geber hat mit § 120 Abs. 9 
FPG den engsten Familien-
kreis ausdrücklich privile-

giert und Lebensgefährten 
gerade nicht einbezogen. 
Dies spricht dafür, die An-
wendung des § 6 VStG auf 
derartige Loyalitätskonflikte 
nur unter engen Vorausset-
zungen in Betracht zu zie-
hen. Wer eine Partnerschaft 
nicht rechtlich formalisiert, 
kann sich grundsätzlich 
nicht ohne Weiteres auf jene 
besonderen gesetzlichen Be-
günstigungen berufen, die 
der Gesetzgeber ausdrück-
lich an eine solche Rechts-
form knüpft.  

Familie wirkt im Frem-
denpolizeirecht somit nicht 
als starre Sperre staatlichen 
Einschreitens, sondern als 
Abwägungsfaktor. Wo der 
Gesetzgeber bestimmte 
Kernbeziehungen ausdrück-
lich privilegiert und diese 
Privilegierung bewusst be-
grenzt, spricht vieles dafür, 
§ 6 VStG nicht als generel-
les Korrektiv dieser gesetz-
geberischen Wertung zu ver-
stehen.     Christine Natterer


